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Der Senator für Kinder und Bildung 

16.06.2026 

Vorlage für die Sitzung des Senats am 23.06.2026 

Investive Maßnahmen zur Absicherung des Ganztagsangebotes 
Finanzierung aus Mitteln des LuKIFG  

(Maßnahmen lfd. Nrn. 127-140) 

A. Problem 
Gemäß Artikel 143h Absatz 2 Satz 1 GG überlässt der Bund den Ländern einen Betrag 
von insgesamt 100 Mrd. Euro aus dem Sondervermögen Infrastruktur und Klimaneut-
ralität zur Finanzierung von Sachinvestitionen in deren Infrastruktur. Die Freie Hanse-
stadt Bremen erhält davon wie im Länder-und-Kommunal-Infrastrukturfinanzierungsge-
setz (LuKIFG) festgelegt einen Betrag in Höhe von insgesamt 940,85 Mio. Euro. Mit 
diesen Mitteln sollen bestehende Defizite im Bereich der öffentlichen Infrastruktur ab-
gebaut werden, die in die Aufgabenzuständigkeit des Landes Bremen sowie seiner bei-
den Stadtgemeinden fallen. 
 
Der Senat hat am 9. Dezember 2025 eine Maßnahmenauswahl für ein Investitionsso-
fortprogramm beschlossen, das im Zuge der parlamentarischen Beratungen zu den 
Haushalten 2026/2027 mittels des am 19.03.2026 durch die Bremische Bürgerschaft 
Stadt und Land beschlossenen Änderungsantrags 21/734 S auf 141 Maßnahmen mit 
einem Volumen in Höhe von 336 Mio. Euro (zuzüglich 46 Mio. Euro für Bremerhaven) 
erweitert wurde.  
 
Teil der beschlossenen Erweiterung sind 14 investive Maßnahmen zur Absicherung des 
Ganztagsangebotes an Grundschulen ab dem Schuljahr 2026/27 mit einem Gesamtvo-
lumen von 5,15 Mio. Euro. Hierbei handelt es sich sowohl um Baumaßnahmen als auch 
um Erstbeschaffungsmaßnahmen von bedarfsgerechter Ausstattung. 
 
Vor dem Hintergrund des ab August 2026 geltenden Rechtsanspruchs auf Ganztags-
betreuung für Schülerinnen und Schüler der ersten Jahrgangsstufe ist der Ausbau ent-
sprechender Kapazitäten kurzfristig zwingend erforderlich. Ziel ist es, sowohl ausrei-
chende Betreuungsplätze bereitzustellen als auch die qualitative Ausgestaltung des 
Ganztagsangebots sicherzustellen, insbesondere im Hinblick auf eine verlässliche Mit-
tagsversorgung. Die Maßnahmen stehen im Kontext der am 01.07.2025 von der Depu-
tation für Kinder und Bildung beschlossenen Gesamtstrategie zur Erfüllung des Rechts-
anspruchs auf ganztägige Bildung und Betreuung (VL 21/5099). 
 
Der nachfolgenden Tabelle sind die 14 beschlossenen Maßnahmen mit den laufenden 
Nummern 127 bis 140 zu entnehmen.  
 
 

https://www.bremische-buergerschaft.de/dokumente/wp21/stadt/drucksache/D21S0734.pdf
https://sd.bremische-buergerschaft.de/vorgang/?__=UGhVM0hpd2NXNFdFcExjZelU-TYAoMlhli3giW63sI4
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Maßnahme  Kosten 
 

127 Schönebeck - Küche im Interim und Speiseraum, Möblierung 
 

300.000  
128 Mönchshof - Küche im Interim und Speiseraum, Möblierung 
Küche im Interim und Speiseraum  Möblierung 

 
300.000  

129 Melanchthonstraße - Umsetzung Konzept Montag-Stiftung 1.500.000  
130 Ellenerbrokweg - zwei Aufzüge, Herrichtung der Hortgebäude 1.200.000  
131 Marie-Curie - Küche, Aufzug 450.000  
132 Rablinghausen - Mobilbau Schulhof, Ausgabeküche 600.000  
133 Arsten - Räumliche Situation, Ausstattung, Speiseraum 200.000  
134 Bunnsackerweg - Räumliche Situation, Speiseraum, Küchen-

il  A f  
300.000  

135 Uphuser Str. - Ertüchtigung Ganztag 50.000  
136 Philipp-Reis - Ertüchtigung Ganztag 50.000  
137 Farge-Rekum - Ertüchtigung Ganztag 50.000  
138 Admiralstraße - Ertüchtigung Ganztag 50.000 
139 Oderstraße - Ertüchtigung Ganztag 50.000 
140 Horner Heerstraße - Ertüchtigung Ganztag 50.000 
Summe 5.150.000  

 
 
Zur Aktivierung und Inanspruchnahme der LuKIFG-Mittel ist für jede einzelne Maß-
nahme neben einem Senatsbeschluss ein positives Votum durch die Fachdeputation 
beziehungsweise den Fachausschuss sowie den Haushalts- und Finanzausschuss nö-
tig. Hierüber wird sichergestellt, dass die parlamentarischen Gremien laufend und an-
gemessen in die Entscheidung über die Aufteilung und Finanzierung von Investitions-
maßnahmen aus dem bremischen Anteil an den LuKIFG-Mitteln eingebunden sind. 
 
Bei den Maßnahmen des Investitionssofortprogramms erfolgt die Gremienbefassung zu 
den Gesamtkosten abweichend von den Vorgaben der RL-Bau unter Vorbehalt der 
noch ausstehenden Planungsunterlagen ES-Bau und EW-Bau. Im Rahmen der weite-
ren Entwurfsplanung werden die Kostenberechnungen gemäß RL-Bau konkretisiert.  
Vor dem Hintergrund dieses Verfahrens können Abweichungen von den initial be-
schlossenen Kostenannahmen eintreten, da der fortschreitende Planungs- und Ausar-
beitungsstand bis zur Vorlage der Planungsunterlagen neue Entwicklungen und Er-
kenntnisse hervorbringen kann.  
 
Für die Erstellung der Planungsunterlagen fallen zusätzlich Honorarkosten für Immobi-
lien Bremen für Projektsteuerleistungen sowie Eigenplanungsleistungen an, die nicht 
im Rahmen des LuKIFG förderfähig sind. Die genaue Höhe der Honorare wird auf der 
Grundlage der Planungsunterlagen im weiteren Verfahrensablauf für jedes Projekt er-
mittelt. Auf der Grundlage von Erfahrungswerten werden hierfür zunächst Kosten in 
Höhe von rund zehn Prozent der Gesamtkosten, also 500 TEuro, pauschal angenom-
men. 
  



 

3 

Im Zuge der weiteren Ausarbeitung der zur Absicherung des Ganztagsangebots be-
schlossenen Maßnahmen haben sich Erkenntnisse ergeben, die eine Anpassung der 
Maßnahmenliste erfordern: An sechs Standorten werden die Maßnahmen aufgrund ge-
wonnener Kenntnisse nicht in der beabsichtigten Weise weiterverfolgt werden und kön-
nen daher entfallen. 
 
Dies betrifft die folgenden Maßnahmen:  
Lfd.-Nr. Maßnahme 
134 Bunnsackerweg - Räumliche Situation, Speiseraum, Küchenzeile, Aufzug 
135 Uphuser Straße - Ertüchtigung Ganztag 
136 Philipp-Reis - Ertüchtigung Ganztag 
138 Admiralstraße - Ertüchtigung Ganztag 
139 Oderstraße - Ertüchtigung Ganztag 
140 Horner Heerstraße - Ertüchtigung Ganztag 

 
 
Zeitgleich haben sich durch eine differenzierte Bewertung der jeweiligen Ausgangssitu-
ationen sowie die Abstimmung möglicher Maßnahmen mit den Schulleitungen unter 
Berücksichtigung der konkreten Anforderungen aus dem künftigen Rechtsanspruch an 
drei zusätzlichen, nicht in der beschlossenen Maßnahmenliste beinhalteten Schulstand-
orten Erkenntnisse ergeben, die dringenden Handlungsbedarf in Bezug auf die Absi-
cherung des Ganztagsangebots ausweisen.  
Dies betrifft die folgenden Grundschulen: 
 

- Schule Grolland 
- Schule St. Magnus 
- Schule Hammersbeck 

 
Die geschilderte Anpassung der Maßnahmen ist erforderlich, um dem Rechtsanspruch 
auf Betreuung zielführend bei den einzelnen zusätzlichen Standorten gerecht zu wer-
den. Die neue Ausgangslage ist in unter dem folgenden Teil B - Lösung eingehend 
beschrieben und bedarf mit der entsprechenden vorgeschlagenen Anpassung der ab-
schließenden Zustimmung 

B. Lösung 
Im Folgenden werden die beschlossenen Maßnahmen 127 bis 140 sowie die drei zu-
sätzlich erforderlichen Maßnahmen hinsichtlich ihrer Planungsziele, des Planungsstan-
des und der finanziellen Auswirkungen beschrieben. Ziel ist dabei die Aktualisierung 
der Maßnahmenliste sowie der Aktivierung und Inanspruchnahme der LuKIFG-Mittel für 
das nun neu dargestellte Maßnahmenbündel. Die drei zusätzlichen Maßnahmen sollen 
an Stelle der sechs nicht weiter zu verfolgenden Maßnahmen innerhalb des für das 
Maßnahmenbündel beschlossenen Gesamtvolumens von 5,15 Mio. Euro im Rahmen 
des Investitionssofortprogramms umgesetzt werden. 
Nach erforderlicher Zustimmung der Aktualisierung der Maßnahmenbündel durch Se-
nat, Deputation für Kinder und Bildung sowie Haushalts- und Finanzausschuss soll Im-
mobilien Bremen mit der Planung und Umsetzung der baulichen Maßnahmen beauf-
tragt werden. Zudem sollen die Beschaffungsmaßnahmen eingeleitet werden. 
Die Kostenansätze basieren weiterhin auf Erfahrungswerten aus vergleichbaren Pro-
jekten. Im Rahmen der weiteren Entwurfsplanung werden die Kostenberechnungen 
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gemäß RL-Bau konkretisiert. Eine erneute Gremienbefassung erfolgt nur bei wesentli-
cher Abweichung der Kosten von den bisherigen Schätzungen, wobei insgesamt das 
zur Verfügung stehende Maßnahmenbudget aus dem Investitionssofortprogramm von 
5,15 Mio. Euro als Obergrenze einzuhalten ist. Termine zum Projekt werden generell 
im Rahmen der Bedarfsplanung bei Immobilien Bremen ermittelt und konkretisiert. 
 
 

127 Schule Schönebeck 
Die Grundschule Schönebeck ist eine zweizügige verlässliche Grundschule mit 
derzeit 10 Klassenverbänden. Im Schulgebäude sowie in externen Räumlichkei-
ten stehen aktuell jeweils 20 Hortplätze zur Verfügung. 
Zur Sicherstellung der ganztägigen Versorgung soll im ersten Schritt finanziert 
aus den bremischen LuKIFG-Mitteln die Kapazität der vorhandenen Ausgabekü-
che zum Schuljahr 2027/28 erweitert und die Zahl der Sitzplätze auf insg. 80 
erhöht werden. 
 
Langfristig soll die vorhandene Lehrküche entsprechend den Vorgaben des Le-
bensmittelüberwachungs-, Tierschutz- und Veterinärdienstes (LMTVet) zur Aus-
gabeküche umgebaut werden. Ergänzend soll die Aula als Speiseraum herge-
richtet, möbliert und akustisch optimiert werden. Die Lehrküche soll anschließend 
im Altbau anstelle der derzeitigen Hortflächen eingerichtet werden. Diese Maß-
nahmen, über deren Umsetzung und Finanzierung ggf. zu einem späteren Zeit-
punkt entschieden wird, sind nicht Bestandteil der LuKIFG-Maßnahme Nr. 127. 
 
Start der Kapazitätserweiterung August 2026, Fertigstellung zum Schuljahr 
2027/28.  Start der weiteren Planung Ende 2026, Abschluss Mitte 2027, um Pla-
nungsgrundlagen für weitere Gremienbefassungen im Rahmen des SchuKi-Bau-
programms zu haben. 
 
Für die externe Planung der im Rahmen des Investitionssofortprogramms umzu-
setzenden Baumaßnahme werden 50.000, - Euro veranschlagt. 
Für die oben genannte Baumaßnahme selbst werden 250.000, - Euro veran-
schlagt. 
Die veranschlagten Gesamtkosten betragen insg. 300.000, - Euro.  
Die LuKIFG-Maßnahme ist somit in sich abgeschlossen. 

 
 

128 Schule am Mönchshof  
Die Grundschule am Mönchshof ist eine dreizügige verlässliche Grundschule mit 
derzeit 14 Klassenverbänden. Im Stadtteil stehen aktuell rund 100 Hortplätze zur 
Verfügung. Davon befinden sich 80 Plätze in direkter Nachbarschaft im Horthaus 
Lesum. 
Aufgrund der bestehenden Flächenauslastung können derzeit innerhalb des 
Schulgebäudes keine Flächen für einen Speiseraum bereitgestellt werden. Es 
wird daher geprüft, ob kurzfristig eine Mitnutzung des benachbarten Horthauses 
Lesum zur Einnahme des Mittagessens ermöglicht werden kann. 
Zur qualitativen Weiterentwicklung des Ganztagsangebots, insbesondere unter 
inklusiven Gesichtspunkten, ist eine Aufwertung der vorhandenen Bewegungs-
räume durch ergänzende Möblierung sowie eine Anpassung der Beleuchtung 
vorgesehen. 
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Darüber hinaus soll - als Ersatz für das im Zuge temporärer Kapazitätserweite-
rungen zurückgebaute Klettergerüst - das vorhandene kleine Spielgerät erweitert 
und mit Balancierelementen ergänzt werden. 
Im Hinblick auf die Weiterentwicklung zum Ganztagsbetrieb ist zudem eine funk-
tionale Optimierung der Verwaltungsräume erforderlich. Hierfür ist ein Durch-
bruch zur ehemaligen Hausmeisterwohnung vorgesehen, deren früheres Wohn-
zimmer ursprünglich Bestandteil des Schulgebäudes war. Geplant ist die Einrich-
tung von Teamarbeitsplätzen sowie eines Besprechungsraums zur Schaffung 
zeitgemäßer Arbeitsbedingungen für das pädagogische Personal. In diesem Zu-
sammenhang sind auch brandschutztechnische Anpassungen erforderlich. 
Start der Maßnahmen August 2027, Planungen erfolgen bis Ende 2027, Ausfüh-
rung in den Schulferien, Abschluss der Maßnahmen zum Schuljahr 2028/29 
 
Für externe Planungskosten werden 50.000, - Euro veranschlagt. 
Für die Maßnahmen werden 250.000, - Euro veranschlagt. 
 
Die Kosten betragen insgesamt 300.000, - Euro. 
Das vollständig im Rahmen des Investitionssofortprogramms aus LuKIFG-Mitteln 
finanzierte Projekt ist mit den dargestellten Maßnahmen abgeschlossen, es sind 
keine weiteren Mittel erforderlich. 
 

 
129 Schule an der Melanchthonstraße 
Die Schule ist eine dreizügige verlässliche Grundschule mit 12 Klassenverbän-
den in Walle.  
Die Schule wird derzeit umfassend für die Nutzung als Ganztagsschule sowie als 
Standort für Schülerinnen und Schüler mit dem Förderbedarf „Geistige Entwick-
lung“ weiterentwickelt. 
Im Schulgebäude befindet sich derzeit ein Hort mit 100 Plätzen, der den Rechts-
anspruch auf ganztägige Betreuung bis zum Schuljahr 2027/28 sicherstellt. Ab 
dem Schuljahr 2027/28 ist die Umwandlung in eine Ganztagsschule vorgesehen. 
Hierfür soll der bestehende Speiseraum im Erdgeschoss durch einen Durch-
bruch und die Einbeziehung angrenzender Räumlichkeiten erweitert und neu 
möbliert werden. Ein entsprechendes Möblierungskonzept liegt bereits vor. Die 
Planung und der Ausbau der Küche erfolgen im Rahmen des Gesamtkonzepts 
über die erweiterte Entscheidungsunterlage Bau (erw. ES-Bau).  
Darüber hinaus ist eine grundlegende Umstrukturierung des Schulgebäudes er-
forderlich, um die Voraussetzungen für einen zeitgemäßen und inklusiven Ganz-
tagsbetrieb zu schaffen. Hierzu liegt ein umfassendes Vorkonzept einschließlich 
detaillierter Möblierungsvorschläge vor, dass durch die Montag Stiftung erarbei-
tet und finanziert wurde. Der Senator für Kinder und Bildung hat die entspre-
chende Bedarfsplanung von Immobilien Bremen bereits freigegeben. 
Mit Freigabe der erforderlichen Mittel sollen die weiteren Planungsschritte einge-
leitet werden. Diese umfassen insbesondere die Durchführung eines Vergabe-
verfahrens (VgV-Verfahren bis September 2026), die Erstellung einer erweiterten 
Entscheidungsunterlage Bau (erw. ES-Bau bis Mai 2027) sowie die anschlie-
ßende bauliche Umsetzung bis Juli 2031. 
 
Die Umgestaltung und Möblierung der Speiseräume erfolgt aus LuKIFG-Mitteln 
und wird ab August 2026 durchgeführt, Abstimmungen und Planungen sollen bis 
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Ende des Jahres 2026 erfolgen, in den Ferien erfolgen Umbauarbeiten, bis zum 
Schuljahr 2027/28 sollen erste Maßnahme fertiggestellt sein. weitere Maßnah-
men erfolgen dann bis zum Schuljahr 2028/29. 
Für die Erweiterung und Einrichtung der Speiseräume werden 760.000, - Euro 
angesetzt. 
 
Die Maßnahmen sind somit in sich als abgeschlossen zu betrachten. 
 

 
130 Schule am Ellenerbrokweg 
Die Grundschule am Ellenerbrokweg ist eine vierzügige verlässliche Grund-
schule mit derzeit 17 Klassenverbänden und rund 360 Schülerinnen und Schü-
lern. 
Die Nachmittagsbetreuung wird derzeit durch einen Hort mit 80 Plätzen sowie 
einen Schülertreff mit 40 Plätzen innerhalb des Schulgebäudes sichergestellt. 
Zum Schuljahr 2027/28 ist die Umwandlung in eine offene Ganztagsschule vor-
gesehen. Hierfür wird ein bislang durch den Hort sowie den Schülertreff genutz-
ter Gebäudeteil C für schulische Zwecke hergerichtet. Als Übergangslösung ist 
in diesem Zusammenhang die Einrichtung einer Ausgabeküche sowie die Schaf-
fung zusätzlicher 80 Essensplätze vorgesehen. 
Für den weiteren Ausbau eines inklusiven Ganztagsangebots zum Schuljahr 
2027/28 sind darüber hinaus Anpassungen für den Förderbereich „Geistige Ent-
wicklung“ angesichts des Ganztagsbetriebs erforderlich. Insbesondere besteht 
Bedarf an der Schaffung geeigneter Rückzugs- und Differenzierungsräume, um 
den besonderen Anforderungen eines ganztägigen Schulbetriebs gerecht zu 
werden. 
 
Die Maßnahmen werden mit Kosten in Höhe von 940.000, - Euro veranschlagt. 
Start der Maßnahme ist im August 2026, Planungen erfolgen bis Ende 2026, 
erste Maßnahmen werden in den Schulferien umgesetzt, damit diese zum Schul-
jahr 2027/28 wirksam werden. Weitere Maßnahmen erfolgen dann im darauffol-
genden Jahr, der Abschluss erfolgt zum Schuljahr 2028/29 
 
Die Maßnahmen sind somit in sich als abgeschlossen zu betrachten. 
 
 
131 Schule an der Marie-Curie-Straße 
Zum Schuljahr 2026/27 erfolgt die Umwandlung der Schule an der Marie-Curie-
Straße in eine offene Ganztagsschule. 
Mit der Beendigung der bisherigen Betreuungsangebote durch Hort und Schü-
lertreff werden entsprechende Räumlichkeiten für schulische Nutzungen verfüg-
bar. 
Langfristig ist die Entwicklung eines gemeinsamen Schulcampus mit der Wil-
helm-Focke-Oberschule vorgesehen, einschließlich einer gemeinsamen Mensa- 
und Kücheninfrastruktur. 
Für die Übergangsphase soll die bestehende Ausgabeküche entsprechend den 
Vorgaben des LMTVet optimiert und kapazitiv erweitert werden.  
Die Optimierung und funktionale Ertüchtigung der Küche ist zum Schuljahr 
2027/28 erforderlich. Die weiteren Mittel sollen für die dringend erforderliche bar-
rierefreie Erschließung durch den Einbau eines Aufzugs verwendet werden. 
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Die Umsetzung der Maßnahmen erfolgt von August 2026 mit der Planung und 
der Ausschreibung bis zum ersten Quartal 2027. Eine Umsetzung wird bis zum 
Schuljahr 2027/28, angestrebt. Abrechnung Anfang 2028. 
Die hierfür veranschlagten Gesamtkosten betragen 450.000 Euro. 
Keine externen Planungskosten, da interne Planung bei Immobilien Bremen 
Die Maßnahme ist somit in sich als abgeschlossen zu betrachten. 
 
 
132 Schule Rablinghausen 
An der Grundschule Rablinghausen werden derzeit rund 250 Schülerinnen und 
Schüler in 12 Klassenverbänden unterrichtet. Dem gegenüber stehen aktuell 82 
Hortplätze verteilt auf drei Horte. 
Für die Umstellung auf einen ganztägigen Schulbetrieb besteht insbesondere ein 
Defizit im Bereich der Essensversorgung, da ein geeigneter zentraler Speise-
raum bislang nicht vorhanden ist. 
Zum Schuljahr 2027/28 soll daher die Aula der Schule als Speiseraum genutzt 
werden. Hierfür sind eine akustische Überprüfung und Ertüchtigung sowie die 
Sicherstellung einer ausreichenden Elektro- und Wasserversorgung für die Aus-
gabe und Warmhaltung der Speisen erforderlich. Darüber hinaus ist die Einrich-
tung einer Essensausgabe sowie die Ausstattung mit geeigneter Möblierung vor-
gesehen. Die Umsetzung des Projektes erfolgt ab August 2026 mit der Planung 
und der Ausschreibung bis zum ersten Quartal 2027. Umsetzung in den Ferien 
bis zum Schuljahr 2027/28, Abrechnung Anfang 2028. 
 
Externe Planungskosten werden mit Kosten in Höhe von 50.000, - veranschlagt. 
Die Maßnahme wird mit Kosten in Höhe von 550.000, - Euro veranschlagt. 
Die Gesamtkosten werden in Höhe von 600.000, - Euro veranschlagt. 
Die Maßnahme ist somit in sich als abgeschlossen zu betrachten. 
 
 
133 Schule Arsten  
Die Grundschule Arsten ist eine zweizügige verlässliche Grundschule mit derzeit 
neun Klassenverbänden. Für die Nachmittagsbetreuung stehen aktuell 28 Hort-
plätze in einem separaten ehemaligen Hausmeisterhaus zur Verfügung. 
Im Zuge der Weiterentwicklung zum Ganztagsbetrieb sollen im Hortgebäude 
durch bauliche Anpassungen zusätzliche Flächen für eine Ausgabeküche sowie 
eine angemessene Essenssituation geschaffen werden. Hierfür sind insbeson-
dere Wanddurchbrüche, die Anpassung der Ausgabeküche sowie die Möblie-
rung des Speiseraums vorgesehen. Die Umsetzung der Maßnahmen erfolgt ab 
August 2026 mit der Planung und Ausschreibung bis zum ersten Quartal 2027, 
Umsetzung bis zum Schuljahr 2027/28., Abrechnung Anfang 2028. 
 
Die Maßnahme wird mit Baukosten in Höhe von 200.000, - Euro veranschlagt. 
Die Maßnahme ist somit in sich als abgeschlossen zu betrachten 
 
 
134 Schule am Bunnsackerweg 
Am Standort Bunnsackerweg ist aufgrund der vollständigen Auslastung der vor-
handenen Raumkapazitäten sowie zusätzlicher Belastungen durch die Kapazi-
tätserweiterung der benachbarten Oberschule Habenhausen derzeit keine 
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kurzfristige bauliche oder organisatorische Maßnahme mit unmittelbarer Wirkung 
umsetzbar. Derzeit besteht an der Grundschule lediglich ein pädagogischer Mit-
tagstisch mit begrenzter Platzkapazität für 60 Schülerinnen und Schüler.  
Es fallen abweichend von der beschlossenen Maßnahmenplanung keine inves-
tiven Kosten an.  

Es wird vorgeschlagen, die Maßnahme 134 zu ändern in: 

Neu 134 Schule Grolland  
Am Standort Grolland besteht insbesondere kurzfristiger Investitionsbe-
darf zur funktionalen Ertüchtigung der Schulküche, um eine ordnungsge-
mäße Versorgung der erhöhten Bedarfe sicherzustellen.  
Die Schule wird zum Schuljahr 2026/27 mit dem ersten Jahrgang in den 
offenen Ganztag überführt und erfüllt damit die Anforderungen des 
Rechtsanspruchs auf ganztägige Betreuung. 
Der bestehende Hort sowie der Schulverein verbleiben für eine einjährige 
Übergangsphase weiterhin im Schulgebäude. 
Die Mittagsverpflegung erfolgt über das angrenzende Kinder- und Famili-
enzentrum (KuFZ) durch Warmanlieferung. Zur Sicherstellung eines ord-
nungsgemäßen Betriebs wird die vorhandene Ausgabeküche entspre-
chend den Vorgaben des LMTVet optimiert. In diesem Zusammenhang 
werden auch zusätzliche Sitzplätze geschaffen. 
 
Nach Abschluss der Übergangsphase wird der derzeit durch den Hort ge-
nutzte Raum für schulische Zwecke im Ganztagsbetrieb hergerichtet und 
multifunktional neu möbliert. 
Diese Maßnahme startet im August 2026 und wird bis Ende des Jahres 
abgeschlossen sein. 
 
Die Maßnahme wird mit Beschaffungskosten in Höhe von 60.000, - Euro 
veranschlagt.  
Die Maßnahme ist somit als in sich abgeschlossen zu betrachten 

 
 
135 Schule an der Uphuser Straße 
Die Schule an der Uphuser Straße ist eine zweizügige Grundschule im offenen 
Ganztag mit derzeit 9 Klassen. Bauliche Erweiterungsmaßnahmen sind aufgrund 
der Beschaffenheit des Schulgebäudes nicht in der ursprünglich beabsichtigten 
Form realisierbar. Es werden derzeit alternative organisatorische Lösungen ge-
prüft, unter anderem in Kooperation mit der Albert-Einstein-Schule zur Auswei-
tung von Essenszeiten. 
Es fallen abweichend von der beschlossenen Maßnahmenplanung keine investi-
ven Kosten an. 

Es wird vorgeschlagen, die Maßnahme 135 zu ändern in: 

Neu 135 Schule St. Magnus  
Der Handlungsbedarfe besteht vor allem aus unzureichenden Betreu-
ungs- und Hortkapazitäten im Einzugsgebiet.  
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Die Grundschule ist eine zweizügige verlässliche Grundschule und um-
fasst derzeit neun Klassenverbänden. Zum Schuljahr 2027/2028 ist ein 
Schultreff für eine kleinere Schülergruppe geplant. 
Vor dem Hintergrund der aktuellen Schülerzahlen und der damit einher-
gehenden vollständigen Auslastung der vorhandenen Räumlichkeiten ist 
eine Umnutzung der ehemaligen Lehrküche zu einer Ausgabeküche mit 
Speiseraum zum Schuljahr 2028/2029 zu realisieren.  
Die Maßnahme umfasst die Ausgabeküche mit professioneller Küchen-
ausstattung auszustatten sowie eine an die Bedürfnisse der Schülerinnen 
und Schüler angepasste Möblierung vorzusehen. Die Maßnahme startet 
im Herbst 2027 mit den Planungen, Umsetzung erfolgt dann in den Fe-
rien1. Jahreshälfte 2028 und soll zum Schuljahr 2028/29 umgesetzt wer-
den. 
 
Für diese Maßnahme und weiterführende Planungen werden Kosten für 
Ausstattung und Bau in Höhe von 150.000, - Euro veranschlagt. Davon 
entfallen für die Planung 20.000 Euro, für die 130.000 Euro für die bauli-
che und technische Ausstattung. 
Die Maßnahme ist als in sich abgeschlossen zu betrachten. 
 

 
136 Schule an der Philipp-Reis-Straße 
Die Schule an der Philipp-Reis-Straße verfügt derzeit über 14 Klassenverbände. 
Die Schule wird zum Schuljahr 2026/27 wird die Schule in eine offene Ganztags-
schule umgewandelt. Nach vertiefender Prüfung und Abstimmung ist keine bau-
liche Anpassung erforderlich.  
Es fallen abweichend von der beschlossenen Maßnahmenplanung keine investi-
ven Kosten an.  

Es wird vorgeschlagen, die Maßnahme 136 zu ändern in: 

Neu 136 Schule Hammersbeck 
Der Handlungsbedarf ergibt sich vor allem aus unzureichenden Betreu-
ungs- und Hortkapazitäten im Einzugsgebiet.  
Es ist darüber hinaus zu berücksichtigen, dass voraussichtlich ab dem 
Jahr 2028 bestehende Hortkapazitäten des Kinder- und Familienzentrums 
Beckedorfer Straße (nicht Bestandteil dieser Senatsvorlage) aufgrund ei-
ner konzeptionellen Neuausrichtung entfallen werden. 

 
Die Schule Hammersbeck ist eine dreizügige verlässliche Grundschule 
mit derzeit zwölf Klassenverbänden. Für die Betreuung stehen insgesamt 
40 Hortplätze im Nebengebäude der Schule zur Verfügung. 
Zur Sicherstellung des Ganztagsbetriebs bis zum Schuljahr 2027/28 ist 
die Optimierung des Nebengebäudes für eine schulische Ganztagsnut-
zung im Sinne einer Interimslösung vorgesehen. Wie in den vorgenannten 
Maßnahmen wird auch hier die vorhandene Küchenzeile den neuen An-
forderungen angepasst. Zusätzlich werden die Möblierung und die Struk-
tur der umliegenden Räume angepasst, so dass 80 Essensplätze herge-
stellt werden können. Die Maßnahme startet im August 2026 mit Planung 
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und Ausschreibung, Umsetzung in den Ferien, Fertigstellung zum Schul-
jahr 2027/28. 
 
Bauliche Maßnahmen für Küche, Möblierung und Infrastruktur betragen 
290.000, - Euro.   
 
Für die volle Mittagsessenversorgung ist ein Gesamtkonzept, bzw. ein 
Planungskonzept erforderlich. Für die Maßnahme werden externe Pla-
nungsmittel in Höhe von 50.000, - Euro veranschlagt. Die Planungsleis-
tungen sind Voraussetzung, um das Projekt im SchuKi-Bauprogramm fort-
zuführen.  
Die veranschlagten Gesamtkosten betragen somit 340.000, - Euro. Die 
Maßnahmen sind somit als in sich abgeschlossen zu betrachten. 

 
 
137 Schule in Farge-Rekum 
Die Schule ist eine zweizügige verlässliche Grundschule mit derzeit zehn Klas-
senverbänden verteilt auf den Standorten Farge und Rekum. Zum Schuljahr 
2029/30 ist die Fertigstellung eines dreizügigen Schulneubaus geplant. Die ES-
Bau wurde hierzu kürzlich beschlossen.  
Die Schule wird zum Schuljahr 2026/27 an beiden Standorten in eine offene 
Ganztagsschule umgewandelt. Mit der Einstellung des Hortbetriebs an beiden 
Standorten einerseits sowie der Einstellung eines extern betriebenen Betreu-
ungsangebots im Schulgebäude in Farge werden Raumkapazitäten innerhalb der 
Schule verfügbar. Hierdurch wird ermöglicht, dass der Ganztag nun komplett in 
schulischer Hand liegt, und das Essen in mehreren Schichten eingenommen wer-
den kann. Zudem können vorhandene Räume in Doppelnutzung zur Betreuung 
genutzt werden. Auch wenn hierdurch die aktuellen Betreuungsplätze annähernd 
verdoppelt werden konnten, bleiben die Plätze bis zur Fertigstellung des Neu-
baus begrenzt.  
Die Mittagsverpflegung erfolgt aufgrund begrenzter Kapazitäten über eine ex-
terne Warmanlieferung. Die vorhandenen Küchenbereiche werden entsprechend 
den Vorgaben des LMTVet technisch ertüchtigt. Hierzu zählen insbesondere die 
Anpassung von Anschlüssen sowie die Anpassung der Geräteausstattung.  
Beide Maßnahmen starten im August und sollen bis Endes Jahres2026 wirksam 
werden. 
 
Die Maßnahme wird mit Beschaffungskosten in Höhe von 50.000, - Euro veran-
schlagt. Die Maßnahme ist in sich abgeschlossen. 
 
 
138 Schule an der Admiralstraße 
 
Die Schule an der Admiralstraße ist eine dreizügige Grundschule im offenen 
Ganztag mit derzeit 12 Klassen. Es konnten zwischenzeitlich tragfähige organi-
satorische Lösungen zur Sicherstellung der Mittagsverpflegung entwickelt wer-
den. In Abstimmung mit Caterer und Schulleitung können ausreichende Mittag-
essenskapazitäten geschaffen werden. 
Es fallen abweichend von der beschlossenen Maßnahmenplanung keine investi-
ven Kosten an.  
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Die Maßnahme 138 entfällt, bzw. wird nicht weiterverfolgt. 
 
 
139 Schule Oderstraße 
Die Schule an der Oderstraße ist eine dreizügige Grundschule im offenen Ganz-
tag mit derzeit 12 Klassen. Bauliche Erweiterungsmaßnahmen sind aufgrund der 
Beschaffenheit des Schulgebäudes nicht in der ursprünglich beabsichtigten Form 
realisierbar.  
Es fallen abweichend von der beschlossenen Maßnahmenplanung keine investi-
ven Kosten an.  
Die Maßnahme 139 entfällt, bzw. wird nicht weiterverfolgt. 
 
 
140 Schule an der Horner Heerstraße 
Die Schule an der Horner Heerstraße ist eine vierzügige Grundschule im offenen 
Ganztag. Nach vertiefter Prüfung wurde festgestellt, dass dort organisatorische 
Maßnahmen ausreichen für die Sicherung der Ganztagsbetreuung 
Die Maßnahme 140 entfällt, bzw. wird nicht weiterverfolgt. 

Zusammenfassend werden im Ergebnis gegenüber der ursprünglichen Planung fol-
gende Anpassungen vorgeschlagen: 
An einzelnen Standorten konnten zwischenzeitlich tragfähige organisatorische Lösun-
gen zur Sicherstellung der Mittagsverpflegung entwickelt werden. Dies betrifft insbeson-
dere die Grundschulen Admiralstraße und Horner Heerstraße (Maßnahmen lfd.-Nrn. 
138 und 140), die bereits als offene Ganztagsschulen geführt werden, sowie den Stand-
ort Philipp-Reis (Maßnahme lfd.- Nr.136). An diesen konnte in Abstimmung mit Caterern 
und Schulleitungen ausreichende Mittagessenskapazitäten geschaffen werden. 
An anderen Standorten wurde festgestellt, dass bauliche Erweiterungsmaßnahmen vor-
erst nicht realisierbar sind. Dies betrifft insbesondere die Grundschulen Bunnsacker-
weg, Uphuser Straße und Oderstraße (Maßnahmen lfd. Nr. 134, 135 und 139).  
Die Maßnahmen Bunnsackerweg - Räumliche Situation, Speiseraum, Küchenzeile, 
Aufzug (lfd.-Nr. 134), Uphuser Straße - Ertüchtigung Ganztag (lfd.-Nr. 135), Philipp-
Reis - Ertüchtigung Ganztag (lfd.-Nr. 136), Admiralstraße - Ertüchtigung Ganztag (lfd.-
Nr. 138), Oderstraße - Ertüchtigung Ganztag (lfd.-Nr. 139) und Horner Heerstraße - 
Ertüchtigung Ganztag (lfd.-Nr. 140), sollen durch die Maßnahmen an den verlässlichen 
Grundschulen Grolland, St. Magnus und Hammersbeck ersetzt werden (Maßnahmen 
lfd. Nrn. Neu 134 bis Neu 136 ). 

Tabellarische Darstellung der vorgeschlagenen Änderungen: 

Maßnahme  Ansatz laut Investiti-
onssofortprogramm Änderungsvorschlag 

127 Schönebeck 300.000  Keine Änderung 300.000 

128 Mönchshof 300.000  Keine Änderung 300.000 

129 Melanchthon 1.500.000   760.000 

130 Ellenerbrokweg 1.200.000   940.000 

131 Marie-Curie 450.000  Keine Änderung 450.000 
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132 Rablinghausen 600.000  Keine Änderung 600.000 

133 Arsten 200.000  Keine Änderung 200.000 

134 Bunnsackerweg 300.000  NEU: 134 Grolland 60.000 

135 Uphuser Str. 50.000  NEU: 135 St. Magnus 150.000 

136 Philipp-Reis 50.000  NEU: 136 Hammersbeck 340.000 

137 Farge-Rekum 50.000  Keine Änderung 50.000 

138 Admiralstraße 50.000 Entfällt 0 

139 Oderstraße 50.000 Entfällt 0 

140 Horner Heerstr. 50.000 Entfällt 0 

Risikobetrag   1.000.000 

Summe 5.150.000   5.150.000 

Die nun vorgeschlagenen elf Maßnahmen basieren auf aktualisierten Erkenntnissen 
und fachlichen Bewertungen. Sie gewährleisten eine zielgerichtete sowie bedarfsge-
rechte Verwendung der zur Verfügung stehenden Mittel im Sinne der prioritären Ziel-
setzungen des Ganztagsausbaus. Die grundsätzliche Zielsetzung der mit dem Investi-
tionssofortprogramm verabschiedeten Maßnahmen wird auch mit der nunmehr auf-
grund aktueller Entwicklungen und aktualisierter Bewertungen veränderten Maßnah-
menliste weiterhin beibehalten. 
Den Projekten liegen aktuelle Kostenannahmen zu Grunde. Bei einzelnen Maßnahmen 
ist der Umbau im Bestand erforderlich, womit entsprechende Kostenrisiken einherge-
hen. Um auch bei möglichen Mehrkosten und Preissteigerungen keines der Projekte zu 
gefährden wird ein Risikobetrag von ca. 20% pauschal in der Übersicht angesetzt, der 
nicht auf die einzelnen Maßnahmen verteilt wird. Der Risikobetrag ist erforderlich, um 
den Anspruch auf Betreuung sicher zu stellen. Dies ist mit einem stringenten Projekt-
fortschritt und einer termingerechten Fertigstellung zu erreichen. Die Verwendung der 
Risikomittel wird dokumentiert und über Kosten, Mittelabfluss und Projektfortschritt re-
gelmäßig im Haushalts- und Finanzausschuss berichtet.  

Die Mittelverwendung erfolgt dabei zielgerichtet und standortspezifisch unter Berück-
sichtigung des jeweiligen Maßnahmenumfangs sowie der aktuellen und prognostizier-
ten Kapazitätsauslastung. Die Umsetzung der Maßnahmen ist gestuft vorgesehen, um 
eine möglichst kurzfristige Wirksamkeit im Hinblick auf den Rechtsanspruch ab August 
2026 zu gewährleisten und gleichzeitig eine effiziente Verwendung der zur Verfügung 
stehenden LuKIFG-Mittel sicherzustellen. 

• drei Maßnahmen zum Schuljahr 2026/2027 (lfd.-Nrn. 131, Neu 134 und 137), 
• sechs Maßnahmen zum Schuljahr 2027/2028 (lfd.-Nrn. 127, 129, 130, 132, 133 

und Neu 136), 
• weitere zwei Maßnahmen zum Schuljahr 2028/2029 (lfd.-Nrn. 128 und Neu 135).  

Die dargestellten Maßnahmen sind dem Oberziel 5 „Soziale Infrastruktur, Teilhabe und 
Lebensqualität“, und darunter dem Förderbereich Nr. 2 „Investive Maßnahmen zur Ab-
sicherung des Ganztagsangebotes“, gemäß § 3 des Gesetzes zur Finanzierung von 
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Infrastrukturinvestitionen von Ländern und Kommunen (Länder- und Kommunal-Infra-
strukturfinanzierungsgesetz – LuKIFG) zuzuordnen. 
Da die Maßnahme eine Sachinvestition in die Infrastruktur darstellt, die in die Aufga-
benzuständigkeit der Stadtgemeinde Bremen fällt (vgl. § 1 LuKIFG), und allen Kriterien 
sowohl des LuKIFG als auch der zugehörigen Verwaltungsvereinbarung entspricht, ist  
die Maßnahme im Rahmen des LuKIFG förderfähig und aus bremischen LuKIFG-Mit-
teln finanzierbar. 
Immobilien Bremen wird mit diesen Maßnahmen beauftragt. Die Eigenplanung kann 
nicht über die LuKIFG-Mittel finanziert werden. 

C. Alternativen 
Alternativen zur Umsetzung der dargestellten Maßnahmen bestehen nicht, sofern der 
Ausbau ganztägiger Bildungs- und Betreuungsangebote im vorgesehenen Zeitrahmen 
sichergestellt werden soll.  
Ein Verzicht auf die Inanspruchnahme der Fördermittel würde zu erheblichen Verzöge-
rungen beim Ausbau der Ganztagsangebote führen und die Erfüllung des Rechtsan-
spruchs gefährden. Weiterhin wurden die Maßnahmen bereits für das Sofortprogramm 
beschlossen und mit dieser Vorlage werden die Mittel aktiviert.  

D. Finanzielle und personalwirtschaftliche Auswirkungen / Genderprüfung / 
     Klimacheck 
Finanzielle Auswirkungen 
Für die dargestellten Maßnahmen entstehen nach derzeitiger Kostenschätzung Ausga-
ben in Höhe von insgesamt 5,15 Mio. Euro zuzüglich der Honorare für Immobilien Bre-
men für Projektsteuerung und Eigenplanung in Gesamthöhe von 0,5 Mio. Euro. 
Die Finanzierung des förderfähigen Betrags von 5,15 Mio. Euro erfolgt vollständig aus 
den dem Land Bremen zugewiesenen Mitteln des Sondervermögens „Infrastruktur und 
Klimaneutralität“ gemäß LuKIFG im Rahmen des Investitionssofortprogramms (1. Tran-
che). 
Die nachfolgende Übersicht stellt den Mittelbedarf einschließlich der zeitlichen Umset-
zung dar. Zunächst wird die ursprünglich beschlossene Maßnahmenliste (14 Maßnah-
men) dargestellt, im Anschluss die überarbeitete Maßnahmenplanung mit elf Maßnah-
men. 

Tabelle mit ursprünglich 14 beschlossenen Maßnahmen lfd. Nr. 127-140 

Maßnahme  
Gesamtkosten 
Incl. Bauneben-
kosten in Euro 

2026 2027 2028 ff. 
Umsetzung 
zum SJ 

127 Schönebeck 300.000  50.000  250.000  0  2027/28 
128 Mönchshof 300.000  0  60.000  240.000  2028/29 
129 Melanchthon 1.500.000  120.000  480.000  900.000  2027/28 
130 Ellenerbrokweg 1.200.000  60.000  420.000  720.000  2027/28 
131 Marie-Curie 450.000  150.000  80.000  220.000  2026/27 ff. 
132 Rablinghausen 600.000  100.000  80.000  420.000  2027/28 ff. 
133 Arsten 200.000  60.000  70.000  70.000  2027/28 ff. 
134 Bunnsackerweg 300.000  50.000  250.000  0  2027/28 ff. 



 

14 

135 Uphuser Str. 50.000  0.000  50.000 0  2026/27* 
136 Philipp-Reis 50.000  50.000  0 0  2026/27* 
137 Farge-Rekum 50.000  50.000  0  0  2026/27 
138 Admiralstraße 50.000 50.000 0 0 2026/27* 
139 Oderstraße 
 

50.000 50.000 0 0 2026/27* 
140 Horner Heerstr. 50.000 50.000 0 0 2026/27* 
Gesamt 5.150.000  840.000  1.740.000  2.570.000   
davon LuKIFG 5.150.000  840.000  1.740.000  2.570.000   
*Die Schulstandorte mit Maßnahmen lfd. Nr. 135,136,138,139,140 werden zum SJ 26/27 als Ganztags-
schulen betrieben. Bauliche Maßnahmen erfolgen nicht.  
Lfd. Nr.134 lässt sich aufgrund der Entwicklung der benachbarten Oberschule nicht mehr zum SJ27/28 
umsetzen 

Tabelle mit überarbeiteten 11 Maßnahmen zum Beschließen lfd. Nr. 127-137  

Maßnahme  
Gesamtkosten 
Incl. Baunebenkos-
ten in Euro 

2026 2027 2028 ff. 
Davon externe 
Planungs- 
kosten 

Umsetzung 
zum SJ 

127 Schönebeck 300.000  50.000  250.000  0  50.000 2027/28 

128 Mönchshof 300.000  0  60.000  240.000  50.000 2028/29 

129 Melanchthon 760.000  120.000  480.000  160.000   2027/28 

130 Ellenerbrokweg 940.000  160.000  420.000  360.000   2027/28 

131 Marie-Curie 450.000  150.000  80.000  220.000  -- 2026/27 ff. 

132 Rablinghausen 600.000  100.000  80.000  420.000  50.000 2027/28 ff. 

133 Arsten 200.000  60.000  70.000  70.000  -- 
 

2027/28 ff. 

Neu 134 Grolland 60.000 60.000 0 0 -- 2026/27 

Neu 135 St. Magnus 150.000  0.000  50.000 100.000  -- 2028/29 ff. 

Neu 136 Hammersbeck 340.000  90.000  250.000 0  50.000 2027/28 ff. 

137 Farge-Rekum 50.000  50.000  0  0  -- 2026/27 

Gesamt 4.150.000  840.000  1.740.000  1.570.000  1.226.000  

Risikobetrag 1.000.000      

davon LuKIFG 5.150.000  840.000  1.740.000  1.570.000  --  

 
 
Die für die überarbeiteten 11 Maßnahmen (Nr. 127-137) aus dem LuKIFG benötigten 
Mittel bewegen sich innerhalb des beschlossenen Maßnahmenbudgets des Investiti-
onssofortprogramms. Eine Ausweitung des Gesamtvolumens ist damit nicht verbunden. 
Etwaige Mehrkosten, die über das zur Verfügung stehende Budget hinausgehen, wer-
den durch das Ressort im Rahmen der Produktplanmittel (PPL 21) getragen. Gleiches 
gilt für mögliche Folgekosten, die nicht über Mittel des LuKIFG finanziert werden kön-
nen. 
Die Erfüllung von Berichtspflichten aus dem LuKIFG gegenüber dem Bundesministe-
rium der Finanzen wird in Abstimmung mit dem Senator für Finanzen gewährleistet. 
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Zur haushaltstechnischen Umsetzung der aufgeführten Maßnahmen des Investitions-
sofortprogramms werden die Mittel aus dem Haushalt des Landes von der Ausgabe-
haushaltsstelle 0997.984 01-3 "An Hst. 3997.384 01-5 Umsetzung des Länder- und 
Kommunalgesetz LuKIFG" über Verrechnungen bzw. Erstattungen an den Haushalt der 
Stadtgemeinde weitergeleitet.  
Dort erfolgt die Vereinnahmung über die Haushaltsstelle 3997.384 01-5 und die Weiter-
leitung auf die Ausgabehaushaltsstelle 3997.799 01-0 "Globale Mittel zur Umsetzung 
des Länder- und Kommunalgesetz "LuKIFG". Diese Haushaltsstelle ist über einen 
Haushaltsvermerk zur gegenseitigen Deckungsfähigkeit mit den noch neu einzurichten-
den maßnahmenbezogenen Haushaltsstellen verbunden, über die die konkrete Mittel-
bewirtschaftung erfolgt. 
 
Haushaltsstelle Zweckbestimmung 
3997.722 00-0 T1- Nr. 127 Schule Schönebeck 
3997.722 01-8 T1- Nr. 128 Schule am Mönchshof 
3997.722 02-6 T1- Nr. 129 Schule Melanchthon 
3997.722 03-4 T1- Nr. 130 Schule am Ellenerbrokweg 
3997.722 04-2 T1- Nr. 131 Schule an der Marie-Curie-Straße 
3997.722 05-0 T1- Nr. 132 Schule Rablinghausen 
3997.722 06-9 T1- Nr. 133 Schule Arsten 
3997.722 07-7 T1- Nr. 134 Schule Grolland 
3997.722 08-5 T1- Nr. 135 Schule St. Magnus 
3997.722 09-3 T1- Nr. 136 Schule Hammersbeck 
3997.722 10-7 T1- Nr. 137 Schule Farge-Rekum 

 
Da es sich bei den LuKIFG-Mitteln um Mittel des Bundes handelt, die grundsätzlich in 
Einnahme und Ausgabe ausgeglichen sein müssen und damit saldenneutral sind, wird 
gemäß den Vorgaben zu Ziffer 3.24 der Verwaltungsvorschriften zur Durchführung der 
Haushalte von einer zusätzlichen haushaltsrechtlichen Absicherung der Bundesmittel 
über Verpflichtungsermächtigungen im bremischen Haushalt abgesehen. Der bremi-
sche Anteil an den Mitteln aus dem Sondervermögen des Bundes für Infrastruktur und 
Klimaneutralität ist im LuKIFG festgelegt. Die Investitionsausgaben aus dem bremi-
schen Anteil können erst abfließen, wenn die Mittel aus dem Sondervermögen des Bun-
des im Haushalt des Landes Bremen vereinnahmt worden und - sofern erforderlich - an 
den Haushalt der Stadtgemeinde Bremen weitergeleitet wurden. 
 
Die Bereitstellung der zusätzlich nicht nach LuKIFG förderfähigen Honorare für Projekt-
steuerung- und Eigenplanungsleistungen der Immobilien Bremen in Gesamthöhe von 
500.000, - Euro an IB soll für 2026 in Höhe von 200.000, - Euro und für 2027 in Höhe 
von 300.000, - Euro nach vorheriger Sperren Aufhebung bei der Haushaltsstelle 
3239.722 22-8 „Planungsmittel Schulstandortplan“ erfolgen. 
Zur haushaltsrechtlichen Absicherung der Planungsmittel für 2027 ist die Erteilung einer 
zusätzlichen Verpflichtungsermächtigung in Höhe von 300.000 Euro bei der Haushalts-
stelle 3239.722 22-8 „Planungsmittel Schulstandortplan“ notwendig. Zum Ausgleich 
wird die bei der Haushaltsstelle 3801.884 22-8 „An das Sondervermögen Häfen für In-
vestitionen“ veranschlagte Verpflichtungsermächtigung in gleicher Höhe nicht in An-
spruch genommen. 
Die barmittelmäßige Abdeckung der zusätzlichen Verpflichtungsermächtigung im Jahr 
2027 erfolgt aus dem eingeplanten Anschlag bei der Haushaltsstelle 3239.722 22-8 
„Planungsmittel Schulstandortplan“. 



 

16 

 
Die dargestellten Jahresscheiben und Mittelabflüsse entsprechen dem aktuellen Pla-
nungsstand. Abweichungen hiervon sind möglich, wobei eine Überschreitung des Ge-
samtvolumens pro Maßnahme ausgeschlossen bzw. gemäß § 11 Absatz 3 Haushalts-
gesetz 2026 nur durch Umschichtungen zwischen den Maßnahmen in Höhe der haus-
haltsrechtlichen Nachbewilligungsgrenze von 100 TEUR möglich ist. Die Mittel aus dem 
Sondervermögen des Bundes werden in Bezug auf den Zeitpunkt und die Höhe den 
tatsächlichen Bedarfen entsprechend im bremischen Haushalt vereinnahmt. Über den 
Fortschritt der Umsetzung und der tatsächlichen Mittelabflüsse der Maßnahmen aus 
dem Investitionssofortprogramm wird dem Haushalts- und Finanzausschuss halbjähr-
lich beginnend im dritten Quartal 2026 berichtet. 
 
 
Personalwirtschaftliche Auswirkungen: 
Unmittelbare personalwirtschaftliche Auswirkungen ergeben sich aus den investiven 
Maßnahmen nicht. 
Der Ausbau des Ganztags ist vor allem eine personalwirtschaftliche Herausforderung. 
Zur Absicherung des Ganztagsangebotes an Schulen bedarf es mehr Personal seitens 
des nichtunterrichtenden Personals und seitens der Caterer. 
 
Genderprüfung 
Der Ausbau ganztägiger Bildungs- und Betreuungsangebote wirkt sich positiv auf die 
Vereinbarkeit von Familie und Beruf aus und kommt insbesondere Frauen zugute, die 
weiterhin einen größeren Anteil an Care-Arbeit übernehmen 
Gleichzeitig sind Beschäftigte im Ganztag überwiegend weiblich, sodass die Auswir-
kungen des Ausbaus dieser Maßnahmen insbesondere Frauen betreffen. 
 
Klimacheck 
Die vorgesehenen Maßnahmen stehen im Einklang mit den Zielsetzungen des Sonder-
vermögens „Infrastruktur und Klimaneutralität“ gemäß LuKIFG. Sie erfolgen überwie-
gend durch Anpassungen und funktionale Ertüchtigungen im Gebäudebestand.  
Negative Auswirkungen auf die Klimaziele des Landes Bremen sind nicht zu erwarten. 
Soweit im Rahmen der baulichen Maßnahmen energetische Verbesserungen umge-
setzt werden, können im Einzelfall auch Beiträge zur Reduzierung von Treibhaus-
gasemissionen geleistet werden. Indem Geräte mit entsprechender Effizienzklassifizie-
rung in den Küchen eingesetzt werden, tragen diese zur Steigerung der Energieeffizi-
enz bei. 

E. Beteiligung/ Abstimmung 
Die Abstimmung mit dem Senator für Finanzen und der Senatskanzlei ist eingeleitet. 

F. Öffentlichkeitsarbeit / Veröffentlichung nach dem Informationsfreiheitsgesetz 
Einer Veröffentlichung nach dem Informationsfreiheitsgesetz steht nichts entgegen. 

G. Beschluss 
 
1. Der Senat stimmt den genannten und angepassten Maßnahmen zur Absicherung 

des Ganztagsangebotes (lfd. Nrn. 127 bis 137), sowie der damit verbundenen Mit-
telinanspruchnahme in Höhe von insgesamt 5,15 Mio. Euro (2026 = 0,84 Mio. Euro, 
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2027 = 1,76 Mio. Euro und 2028 = 2,55 Mio. Euro) inklusive eines Risikobetrags mit 
Finanzierung aus den bremischen LuKIFG-Mitteln der Stadtgemeinde Bremen ge-
mäß der Maßnahmenübersicht zum Investitionssofortprogramm (lfd.-Nrn. 127-140) 
zu. 

2. Der Senat stimmt der ergänzenden dargestellten Finanzierung der Planungsmittel 
(Eigen-planung IB) i. H. v. 500.000 Euro für die Jahre 2026/2027 und dem 
Eingehen von Verpflichtungen in Höhe von 300.000 Euro für 2027 zu.

3. Der Senat bittet den Senator für Kinder und Bildung darum, die städtische Deputation 
für Kinder und Bildung zu befassen und über den Senator für Finanzen die haus-
haltsrechtliche Ermächtigung beim Haushalts- und Finanzausschuss zu beantragen.


